
 
Kleine Anfrage 
Tobias Eckert (SPD) und Gisela Stang (SPD) vom 24.05.2023 
VGH-Beschluss zur Sperrung L 3011 
und  
Antwort  
Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 
Am 31.03.2023 wurde durch den Hessischen Verwaltungsgerichtshof Kassel (VGH) per Beschluss festgestellt, 
dass die geplante zwölfmonatige Vollsperrung der L 3011 zwischen Hofheim und Lorsbach zum Zwecke der 
Sanierung einer Stützmauer in der sog. Klärwerksgrube unverhältnismäßig sei. Der VGH folgte damit dem 
Eilantrag dreier Lorsbacher Unternehmen sowie der Überzeugung der Stadt Hofheim und des Lorsbacher  
Aktionsbündnisses gegen die Pläne von Hessen Mobil. Im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung bean-
standete der VGH Kassel insbesondere die mangelnde Berücksichtigung der Belange lokaler Betriebe und  
Unternehmen, welche eine Abriegelung der Durchfahrt für ein Jahr nicht verkraften könnten. Die Entscheidung 
bestätigt somit die wiederholt von Betroffenen aufgeworfene Rechtsauffassung. 
 
Vorbemerkung Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen: 
Der Verwaltungsgerichtshof Kassel (VGH Kassel) hat mit Beschluss vom 23.03.2023 ent- 
schieden, dass die Plangenehmigung vom 18.12.2021, mit der die Erneuerung der Stützmauer im 
Bereich der Klärwerkskurve der L 3011 und ein Kurvenausbau genehmigt worden sind, hinsicht-
lich der bauzeitigen Verkehrsführung rechtswidrig ist. Zur Begründung hat das Gericht ausge-
führt, die Planfeststellungsbehörde hätte die bauzeitige Verkehrsführung unter Vollsperrung des 
gesamten Baubereichs nicht der Bauausführung überlassen dürfen, sondern die Entscheidung hier-
über selbst in der Plangenehmigung treffen müssen. In die dabei erforderliche Abwägung seien 
alle von der Planung betroffenen schutzwürdigen Interessen einzustellen, die nicht als geringfügig 
einzustufen seien. Für einen ersten Abschnitt des Baubereichs hat das Gericht einen Baubeginn 
unter Vollsperrung im Rahmen einer Interessenabwägung für zulässig gehalten. 
 
Diese Vorbemerkungen vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt:  
 
 
Frage 1. Welche Folgen ergeben sich aus ihrer Sicht aus dem Beschluss des VGH Kassel vom 31.03.2023 

für die weitere Umsetzung der Sanierungsarbeiten an der L 3011? 
 
Die Sanierungsarbeiten werden im Laufe des Monats Juli in dem vom Gericht zugestandenen 
Bereich an der L 3011 unter Vollsperrung beginnen. Die von der Planfeststellungsbehörde für 
den zweiten Bauabschnitt erforderliche Ergänzung der Plangenehmigung um die Festsetzung der 
sog. Klärwerksumfahrung soll so rechtzeitig erfolgen, dass die Bauarbeiten möglichst nahtlos 
weitergeführt werden können. 
 
Zwischenzeitlich hat sich die Einschätzung von Hessen Mobil bestätigt, dass der Zustand der 
Stützmauer im Bereich der Klärwerkskurve alsbald die Verkehrssicherheit der Landesstraße be-
einträchtigt. Auf Anraten eines externen Gutachters musste eine Fahrspur der L 3011 im Bereich 
der Stützmauer bis zum Baubeginn im Juli aus Gründen der Standsicherheit für den Kraft- 
fahrzeugverkehr gesperrt werden. Um im zweiten Bauabschnitt eine Vollsperrung zu verhindern, 
ist die Herstellung der o.g. Umfahrung notwendig.  
 
 
Frage 2. Welche Schlüsse zieht sie aus den im Beschluss des VGH Kassel vom 31.03.2023 getätigten Aus-

sagen hinsichtlich der Verhältnismäßigkeit zwischen der Umsetzung von Sanierungsmaßnahmen an 
Landesstraßen sowie den Interessen betroffener Betriebe und Unternehmen? 

 
Frage 4. Welche Vorgaben bzw. Handlungsempfehlungen macht sie in diesem Zusammenhang für die ope-

rative Umsetzung entsprechender Sanierungsmaßnahmen? 
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Frage 5. Wie erfolgt die Einbindung der zuständigen Stellen bei Hessen Mobil in Hinblick auf die Umsetzung 
entsprechender Maßnahmen? 

 
Die Fragen 2, 4 und 5 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
Die Erforderlichkeit von Sanierungsmaßnahmen an Landesstraßen wird durch den Beschluss des 
VGH Kassel nicht berührt. Bei der Frage, wie Sanierungsmaßnahmen umgesetzt werden, sind 
alle betroffenen schutzwürdigen Interessen zu berücksichtigen, die nicht lediglich als geringfügig 
einzustufen sind. Hessen Mobil ist nach Auswertung des betreffenden Beschlusses des VGH  
Kassel dazu angehalten worden, noch stärker als bisher auf die Einhaltung dieser rechtlichen 
Maßgabe zu achten. Sowohl Hessen Mobil als auch die Planfeststellungsbehörde sind aufgrund 
der gegenständlichen gerichtlichen Entscheidung entsprechend sensibilisiert. 
 
 
Frage 3. Wie plant sie zukünftig bereits im Vorfeld solcher Sanierungsmaßnahme für einen Interessenaus-

gleich zwischen den betroffenen Akteurinnen und Akteuren zu sorgen? 
 
Ob und welcher Interessenausgleich im Vorfeld von Sanierungsmaßnahmen erforderlich und mög-
lich ist, ist stets vom Einzelfall abhängig. 
 
 
Wiesbaden, 26. Juni 2023   

Tarek Al-Wazir 
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